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„Deutliche Verschlechterung auch fürs Tierwohl“
SCHWEINEHALTUNG   Landvolk-Vizepräsident Ehlers befürchtet massive Verlagerung der Produktion

VON STEFAN IDEL

Herr Ehlers, der Bundesrat hat 
neue Richtlinien zur Schweine-
haltung beschlossen. Die um-
strittene Fixierung von Sauen 
in „Kastenständen“ soll nach 
einer Übergangszeit  nicht 
mehr zulässig sein. Wie be-
urteilen Sie das Ergebnis?
Ehlers: Wir  sind enttäuscht 
von dem Ergebnis. Die Über-
gangszeiten von fünf bzw. 
acht nach Bauantragstellung 
bis 15 Jahren hätten wir mit 
Magenschmerzen noch ertra-
gen. Aber die zusätzlichen 
fünf Quadratmeter pro Tier im 
Deckzentrum und die nicht 
sachgerechte Haltung wäh-
rend der Rausche sind nicht 
mehr akzeptabel. Aus Sicht 
des Landvolks wurde eine rote 
Linie überschritten, denn die 
Regelung geht sogar über die 
Bio-Verordnung der EU hi-
naus. Selbst unsere Bio-Betrie-

vierte Ferkel aus dem benach-
barten EU-Ausland, um den 
Bedarf in Deutschland zu de-
cken. Ich befürchte, dass es 
eine massive Verlagerung der 
Produktion in Richtung Ost-
europa und Spanien geben 
wird.

Worauf gründet sich Ihre Be-
fürchtung?
Ehlers: Leider gibt es beim 
Tierwohl keine Einigkeit in 
Europa. Wir liegen in Deutsch-
land deutlich über dem 
Niveau des EU-Durchschnitts. 
Wir stehen aber im Wettbe-
werb mit den osteuropäischen 
Ländern und Spanien. Spanien 
hat bereits seine Kapazitäten 
in der Schweinehaltung deut-
lich ausgeweitet. Unterm 
Strich führen wir für Tiere, die 
wir in Deutschland verzehren, 
eine deutliche Verschlechte-
rung herbei. Ein Beispiel: Bei 
der Entenhaltung hat man 

sehr früh angefangen, die 
Standards deutlich über das 
EU-Niveau zu heben. Der Ver-
brauch ist deutlich gestiegen; 
die Produktion ist allerdings 
ins osteuropäische Ausland 
abgewandert, wo mit weitaus 
geringeren Standards produ-
ziert wird. Das wünsche ich 
mir für die Schweinehaltung 
nicht. Denn das Tierwohl und 
die Produktionsbedingungen 
in anderen Ländern haben wir 
dann nicht mehr im Blick. 

Hilft die Politik bei der Umstel-
lung der heimischen Betriebe 
auf die neuen Regeln?
Ehlers: Bundeslandwirt-
schaftsministerin Julia Klöck-
ner hat eine Hilfe von 300 Mil-
lionen Euro in Aussicht ge-
stellt. Noch ist völlig unklar, 
wie sichergestellt wird, dass 
das Geld auch bei den Betrie-
ben ankommt. Ausreichen 
wird die Summe nicht

be müssen nun umbauen.

Wie viele Betriebe sind betrof-
fen? Welche Kosten kommen 
auf die Tierhalter zu?
Ehlers: Rund 1700 Betriebe in 
Niedersachsen sind betroffen. 
Auf die Schweinehalter 
kommt ein erheblicher Kos-
tenaufwand zu, zumal auch 
die Abferkelplätze umgebaut 
werden müssen. 

Was passiert jetzt?
Ehlers: Viele Sauenhalter und 
Ferkelerzeuger sehen für sich 
keine Perspektive mehr, geben 
auf oder die Betriebe müssen 
zunächst Arbeitskräfte entlas-
sen. Bereits bei der zurücklie-
genden Änderung der Sauen-
haltung im Jahre 2013 haben 
wir einen extremen Struktur-
wandel feststellen können. 
Schon heute kommt jedes 
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Jörn Ehlers aus Kirchlinteln 
ist seit 2016 Vizepräsident 
des Landvolks Niedersach-
sen und bereits seit zehn 
Jahren Kreislandwirt in Ver-
den. Der 48-jährige Agrar-
wirt hat 1999 den elterli-
chen Betrieb übernommen. 
Er hat 2100 Plätze in der 
Mastschweinehaltung.

Jörn Ehlers, Vize-Präsident 
des Landvolks BILD: LANDVOLK

Niedersachsens Kultusmi-
nister besitzt  weder die 

hellseherischen Fähigkeiten, 
um das Infektionsgeschehen 
in acht Wochen zu kennen, 
noch hat er einen Impfstoff 
gegen Covid-19 in der Tasche. 
Allerdings kennt er die Ent-
wicklung der Pandemie der 
vergangenen Wochen und die 
notwendigen Maßnahmen. 
Und da haben sich Schulen 
und Kindertagesstätten nicht 
gerade als „Corona-Hotspots“ 
ausgezeichnet. Vielmehr wur-
den sie, wie beispielsweise in 
Göttingen oder im ostwestfäli-
schen Kreis Gütersloh, quasi 
Opfer eines Infektionsaus-
bruchs an anderer Stelle.

Angesichts des noch unsi-
cheren  weiteren Infektionsge-
schehens tut Minister Tonne 
gut daran,  ein Konzept mit 
„Wenn-Dann-Optionen“ zur 
Planungsgrundlage zu ma-
chen. So lassen sich verlässli-
che Betreuung und Gesund-
heitsschutz, den sich alle Be-
teiligten wünschen, zusam-
menbringen. Die Zeit des 
Shutdown hat deutlich ge-
macht, wie wichtig soziale Nä-
he bei der Bildungsarbeit ist.  
Daher sollte gelten:  So viel 
Empathie und Beziehungs-
arbeit wie möglich, so viele 
Tools und Apps wie nötig.

 Die Corona-Krise hat aber 
auch schonungslos die Defizi-
te des Schulsystems offenge-
legt: von schlecht ausgestatte-
ten Schulen bis hin zur unbe-
friedigenden Qualifizierung 
der Pädagogen für den digita-
len Unterricht. Daran muss 
weiter gearbeitet werden  – 
selbst in den großen Ferien.
@  Den Autor erreichen Sie unter 
Idel@infoautor.de 

KOMMENTAR

Stefan Idel über 
den Schulstart 
nach den Ferien

Wenn, dann
Unterricht

35,2 Millionen Euro
für Sportförderung
HANNOVER/DPA –  Die dauerhaf-
te jährliche Finanzhilfe durch  
Niedersachsen für den Lan-
dessportbund wurde um 3,7 
Millionen Euro auf 35,2 Millio-
nen Euro erhöht, so  Innenmi-
nister Boris Pistorius (SPD). 
Hinzu kommt eine Beteili-
gung an den Mehreinnahmen 
der Glücksspielabgabe, deren 
Höhe noch nicht feststeht. 

Der Unterricht soll nach 
den Ferien in der Regel 
wieder im Schulgebäude 
stattfinden. Risikogrup-
pen benötigen ein Attest. 

VON STEFAN IDEL,
BÜRO HANNOVER

HANNOVER – Niedersachsens 
Kultusminister Grant Hendrik 
Tonne (SPD) spricht von 
einem „Wunschszenario“: 
Nach den Sommerferien ist an 
den Schulen in Niedersachsen 
ein „eingeschränkter Regelbe-
trieb“ geplant. Erst wenn die 
Infektionszahlen wieder stei-
gen sollten, greifen andere 
Szenarien. Hier die wichtigs-
ten Fragen und Antworten:

Was heißt denn „einge-
schränkter Regelbetrieb“ ?
Das Szenario sei „sehr nah an 
Schule, so wie wir sie aus der 
Vor-Corona-Zeit kennen“, sagt 
der Minister. Ermöglicht wer-
den soll maximaler Präsenz-
unterricht. Dafür entfalle der  
Mindestabstand von 1,5 Me-
tern im Klassenzimmer. Der 
Mund-Nasen-Schutz ist dann 
Pflicht, wenn sich Schüler auf 
den Fluren des Schulgebäudes 
begegnen. Sollte es auf dem 
Schulhof zu eng sein, gelte 
dort ebenfalls Maskenpflicht. 
Noch besser wäre es, wenn 
Pausenzeiten verlegt werden.

Das Ministerium setzt auf 
möglichst feste Lerngruppen. 
Die maximale Bezugsgröße 
sei jeweils ein Schuljahrgang. 
Damit seien auch klassen-
übergreifende Unterrichts-
stunden möglich.  Die Ertei-
lung des Pflichtunterrichts ha-
be höchste Priorität.

Gibt es auch künftig
 Ganztagsunterricht ?
Erst wenn   die Pflichtstunden-
tafeln abgesichert sind, sollten 
Lehrkräfte für Arbeitsgemein-
schaften und die Ganztagsan-
gebote eingeplant werden. 
Sollte es aufgrund des Ausfalls 
von Lehrkräften im Präsenz-

unterricht zudem notwendig 
sein, kann es in den Schuljahr-
gängen sieben bis 13  zur Verla-
gerung von Unterrichtsantei-
len ins häusliche Lernen kom-
men –  dies aber maximal an 
einem Tag in der Woche. In 
den Schuljahrgängen eins bis 
sechs soll das Lernen zu Hause 
vermieden werden. Die Ver-
lässlichkeit der Grundschulen 
ist  sicherzustellen, so das Kul-
tusministerium. 

Stehen ausreichend
Lehrkräfte zur Verfügung ?
Rein rechnerisch gehören gut 
zehn Prozent der rund  70 000 
Lehrkräfte zur sogenannten 
Risikogruppe. Doch nicht 
längst alle Betroffenen berie-
fen sich darauf und gingen wie 
gewohnt zur Schule, sagt Ton-
ne. Es müsse immer der Ein-
zelfall und die Infektionslage 

betrachtet werden. Die Zuge-
hörigkeit zur Risikogruppe 
müsse mit einem ärztlichen 
Attest nachgewiesen werden.  
Lehrer mit Attest sollen im 
Homeoffice Aufgaben wie 
Korrekturen, Elternkontakte 
und die Betreuung von Schü-
lern übernehmen. Die Aufga-
benverteilung erfolgt auf Wei-
sung der Schulleitung, heißt 
es im Erlass des Kultusminis-
teriums.

Was passiert, wenn die
Infektionszahlen steigen ?
Sollte sich die Infektionslage 
verschlechtern, gilt Szenario B 
– eine Kombination aus Prä-
senzunterricht und Lernen zu 
Hause. In diesem Fall wären 
wieder maximal 16 Schüler zu-
sammen erlaubt. Die andere 
Gruppe arbeitet daheim. In 
Berufsschulen soll ein gewis-

ser Anteil des sogenannten 
„Distanzlernens“ Pflicht wer-
den, erklärt Tonne.

Szenario C, also die Schul-
schließung,  tritt bei einem lo-
kalen oder landesweiten Shut-
down in Kraft. Welches Szena-
rio angewandt wird, darüber 
entscheidet das jeweilige örtli-
che Gesundheitsamt. Es könn-
te ganze Schulen schließen 
oder einzelne Jahrgänge oder 
Klassen  in Quarantäne schi-
cken. Im Falle der gefürchteten 
zweiten Welle von Covid-19 
das  Land Niedersachsen.

Wie gehen die Schulen 
mit Lerndefiziten um ?
„Wir möchten im neuen Schul-
jahr ein hohes Maß an Verläss-
lichkeit und Sicherheit errei-
chen“, erklärt Tonne. Durch 
Unterrichtsausfälle verursach-
te Defizite, insbesondere von 

grundlegenden Kompetenzen, 
sollen nachgeholt werden. Da-
zu sollen die schuleigenen 
Arbeitspläne angepasst wer-
den. 

Eine Empfehlung an lern-
schwache Kinder, das Schul-
jahr wegen der Corona-Pande-
mie freiwillig zu wiederholen, 
wollte der Minister nicht ge-
ben. Dies müsse in Ruhe ge-
prüft und mit den Lehrern be-
raten werden.

Wird die Planung in den 
Sommerferien überprüft ?
Ja, vier Wochen sowie zwei 
Wochen vor Schulbeginn 
überprüft das Kultusministe-
rium, ob am 27. August der 
„eingeschränkte Regelbetrieb“ 
starten kann. Bis zum Herbst 
werden für Lehrer   100 Fortbil-
dungsmaßnahmen zum digi-
talen Lernen angeboten.

Zurück zur Normalität:  Lehrerin Melanie Ploppa unterrichtet Schüler einer Grundschule in Osnabrück, die in ihrem Klassen-
zimmer sitzen. Nach den Ferien soll auf den Mindestabstand von 1,5 Metern verzichtet werden. DPA-BILD: FRISO GENTSCH

Abstandsgrenze im Klassenzimmer fällt
BILDUNG  Mit diesen Eckpunkten plant Niedersachsens Kultusminister Tonne das neue Schuljahr 

Großer Aderlass in
Landesverwaltung
HANNOVER/DPA –   Laut einem 
Personalbericht, den Innen-
minister Boris Pistorius (SPD) 
nun  vorgestellt hat, scheidet 
jeder vierte Beschäftigte der 
niedersächsischen Landesver-
waltung  bis zum Jahr 2028 aus 
Altersgründen aus, in der Lan-
despolizei sind es sogar 40 
Prozent.  Schon heute werde 
aufgrund des Kostendrucks 
bei jeder Wiederbesetzung ge-
prüft, ob es nicht auch mit we-
niger Personal gehe. Mehr Per-
sonal habe es in den vergange-
nen Jahren fast nur bei der 
Polizei gegeben. Zugleich will 
sich das Land  attraktiver prä-
sentieren, um Nachwuchs für 
die Verwaltung zu gewinnen.


